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il dem Abzug

der amerika»

nischen Streit-

kräfle aus Thüringen

endete Anfang Juli 1945

ein kaum 100 'l‘age

dauerndes Besatzung&

reg'une, das ohne we—

sentliche Auswirkun—

gen auf die Nach—

kriegsentwickluug die-

ser Region blieb. Ersl

als die Nachhul der

amerikanischen Mili—

lärbohörde am 2. Juli

1945 die thüringische
Landeshauptstadt ger

räumt halte und in den

darauflolgeuden Tagen

alle Stadl- und La_u(L

kreise von der sow—

 

Überlmgung 11er

Y’crwaltungx/ülxhlionan

drr SMATI; an die

lhül‘ilzgische Landesrlrgicrung

u17112.11.1949

(Foto: Ernst Schäfer, Weimar)

Tschuikow besetzt Wmu

den, begann eine Enl-

w1'cklung, die zwischen

1945 und 1949 nach

dem slalinislischen Vor

bild der UdSSR die

Grundlagen für das

spätcrc politische, ge-
sellschafiliche und vv‘irb

schaflliche Herrschaft»

syslem der DDR schuf.

Mit den vurdringenden

sowjeüschen Kampf-

ve1‘bändeu schwärmlen

gleichzeitig Otfiziere

der 7. Abteilung der

Politischen Hauptver—

waltung der Roten Ar—

mee aus. Sie hatten

den Auftrag, Verbin—

 

jetischen & Gardear-

mee unter der Führung  L dLu1gen zu den noch

.J von den Amerikanern 
 

Die Sowjetische Militäradministration

in Thüringen (SMATh) 1 945—1 949
 

eingesetzten deutschen Selbstverwal-

tungsorganen aufzunehmen, die politi—

sche Lage vor Ort zu sondicrcn und die

unmittelbaren Vorausselzungcn für den

Aufbau der Sovvjetischen Militäradmi—
njstration in Thüringen zu schaiTen.

Die Grundlage für die Errichtung ci»

ner regionalen Sowjetischen Militärver—

waltung bildete der SM.AD—Be[ehl Nr. 5.
den Marschall Schukow, der Oberste

Chef der Sowjetischen Militärade-

s&ratinn in Deutschland, am 9. Juli 1945

111 Berljn-Karlshorst erlassen hatte. Die—

ser sah die sofortige „Organisierung ei—

nes normalen Lebens in den Provinzen“

vor und bestinunle Generaloberst W. l.



’l‘schuikow (ab 27. Juli 1946 General-

oherst Boldin) zum Chef der SMA'I‘h und

Generalmajor I. S. Kolesuilschenko zu
seinem für Fragen der Zivilvenvaltung

zuständigen Stcllverlreler.‘ Zunächst

quarlierte sich dor Stab der SMATh im

Gebäude des Thüring'ist‘hen Oberlan-

desgerichls in Jena ein; er verlegte je—

doch bereits am 114 Juli seinen Sitz in

die Landeshauptstadt Weimar. In den

darauf folgenden Tagen und Wochen

gingen die sowjetischen 01fizicrc dazu

über, einen recht improvisierlen mil]?

tärischen Verwaltungsapparal aufzw

bauen. Sie orientierten sich dabei im

Wesentlichen am Vorbild ihrer var-

gesetzten SMAD-Bchörde in Berlin—

Karlshorst. Außer dem Chef und dessen

Stellvertreter für Zivilfragen gehörte

zur SMATh ein weiterer Stellvertreter

für wirtschaftliche Fragen, dem die

Fachabteilungen für Industriv, Land?

wirtschaft, Finanzen. Arbeitskräfte,
Handel und Versorgung unlerslandcn.

Im VerlauI des Sommers 1945 wurde die

Mililäl'verwallung noch um die Abtei»

lungen für Vulksbilduug und Gesund?

heilswesen ergänzt. Eine Schlüssclstel-

lung bei der Verwirklichung der „sozia-

listischen Besatzungspolitik“, bei der

Umgeslallu.ng und Steuerung des polilL

schen Lebens im Lande 'l'hüringen

nahm von Anfang an die Politische
Abteilung der SMATh cin. Aus ihr ging

im Oktober 1945 die so genannte Prup'ck
gandaahtcilung (ab 1947 Information&

abteilung) hervor. Sie war für Fragen

der Ideologie und Propaganda, für Pr(tsf

se, Rundhuxk und Zensur, für Kultur

politik, Kirchen, Jugend— und Gewerk-

schafisangelegenhcilen sowie für die

Zusammenarbeit mit den örtlichen

deutschen Verwaltungsm‘ganen verant—

wortlich. Ihre besondere Aufmerksam—

keit richtete die von Oberst M. M. War

rakjn geleitete Abteilung von Anfang an

auf die Entwicklung und Beeinflussung
der thüringischen Parteien, die auf der

Grundlage des SMAD—Befehls Nr. 2 in

den ersten Juliwochen des Jahres 1945

von der SNLATh lizenziert worden wa—

ren.

 

Die S]VIATh und das Parteiensystem

in Thüringen
 

. .

hnlit‘h wie- in den übrigen Län—
Adern der sowjetischen Besat-

zungszone vollzog sich auch in

Thüringen in den Spälsummcrmonaten

des Jahres 1945 der Aufbau von DOI}

fischen Parteien unter den Bedingum

‘ gen sowjetischer Besatzungsherrsvhafl.

Bereils im Anfangsstadium zeigte sich,

dass die Zulassung von KPD, SPD, CDU

und LDP von zahlreichen Kondilio—

nen ahhing, die diese in sowjetischer

Abhängigkeit hielten. Die führenden

Partehnilglicder mussten sich bei dcn

örtlichen Mililärkmnmandanlen regi—

strieren lassen und sich darüber hinaus

bereit erklären, künflig unter der Kon—

trolle und nach den Anweisungen der

sowjetischen Besatzungsmacht zu ar-

beiten. Sie wurden auf Begrifl'e wie

„antifaschistisch“ und „dcmokratisch“



 

Die Iv‘ü/lrungsspilzerz dcr SMAIYI vor dem Slabsgebäude in Weimar (1949)
(Foto: Ems! Schäfer, Weimar)

festgelegt, die von der Besatzungsmacht

freilich im Sinne ihrer Ideologie, des
Marxismustenhlismus, interpretiert

wurden. Der Spielraum der Parteien

war von Anfang im stark eingeongt.

Eine Ausnahme bildete die unter der

Bevölkerung allgemein als „Russenpar

lei“ bezeichnete KPD, die vorbehaltlos

hinter der Politik der „sozialistischen

Besatzungsmacht“ stand? Sic erfuhr ei—
ne weitreichende politische wie materi-

elle Unterstützung durch die SMATh.

Dies zeigte sich vor allem ah Spätherhsl

1945 während der Ereignisse um die

Zwangsvereinigung von KPD und SPD.

Nachdem die SMAT]J im Dezember 1945

den „Einheitsgegner“ und thüringi—

schen Landesvorsilzendcn der SPD, Dr.

Hermann Brill, durch den zur I(oopefl

raliun mil der Besatzungsmachl wil—

lian IIciluich Hoffmann ersetzt halte,

leitete Generalmajor Kolesnilschenkn

Anfang Januar 1946 eine Offensive zur
Vereinigung beider Arbeiterparteien

ein. Begleitet von massivem Druck auf
sozialdemokratische Orts- und Kreis—

verbände, gab der Stellvertreter für

Zivilfragen der SMATh am 25. Januar

1946 einer SPD—Delegah'ou unter ihrem

neuen Vorsitzenden Hoffmann deutlich

zu verstehen, dass Thüringen der Vor—

tI'upp für die Vereinigung und der Vor—

gang an sich bis zum 1. Mai 1946 ahg&

schlossen sein müsse.3 Angesichts einer
solch aussiehtslosen Lage, in der Ver—

fnlgung und sowjetische Repressalien

gegen so genannte Einheitsgegner aus

dem Lager der SPD das lagespolitische

Geschehen bestimmten, war an einen

lang anhaltenden Widerstand gegen die

in erster Linie von SMATh und KPD

gewünschte „Einheit der Arbeiterklas»



se“ nicht mehr zu denken. Am 7. April

1946, drei Wochen vor dem von Kolesf

nitschenko gewünschten Termin, kmh

sliluierto sich auf dem Gothaer Verein?

gungspartnilag die thüringische SED.

In den ersten Mnnalen (ler sowjeti-

schen Besatzungsherrschafl umwarb

dic SMATh auvh die „bürgerlichen“ Par

teien. CDU und LDP wurden von der

Propagandaableilmlg Oberst Wamkins

jedoch stets misstrauisch beobachtet.

Schon die geringste Abweichung von

den pnlitischen Vorstelhulgen der BP—

satzungsmacht konnte einschneidcnde

politische Beschränkungen nach sich

ziehen. Besonders deutlich wurde dies

im Herbst 1946 während der Vorberei—

lungen auf die- Gemeindfl, Kreis— und

Landlagswahlen Lu Th üringen. Hier WH?

ren es vor allem die Christ— und Liberal—

demokl‘alen, (Lie unmittelbar nach Er—

üfl"nung des Wahlkampfes die einseitige

Partcinahrne der Besatzungsmacht rasch

zu spüren bekamen. So wurde im Cn-

tm‘schied zur SED die Registrierung von

Ortsgruppen der CDU und LDP durch

die Kmnmandaulen (ler SMAT11 nur

äußerst rcslrikliv gehandhabt. Darüber

hinaus vcrzögerlen die Besatzungsop

game die Genehmigung „bingerlioher“

Parteizeitungen und bevorzugten ein?
deutig die SED bei der Zuleihmg der

zum Druck von Wahlplakaten und

Flugschriflen notwendigen Papierknn-

tingenle. Die chsurslellen der thürin-

gischen Besatzungsorgane griffen über-

dies verschärft in die Berichterstallung

der liberab uud christliclkdomnkrati-

schen Parteien ein und machten somit

die Verbreitung ihrer programmati—

schen Ziclvorstelhmgen nahezu UH?
möglich. Unter diesen [sttänden War

es nicht erstaunlich, dass die SED mit

massiver Hilfe der SMATh bei den

Gemeinde- und Kreistagswahlen 505%

bzw. 515% aller Stimmen für sich von

buchen konnte. Auch im Landtag stellte

sie mit 49,5% des Wählervotums die

Mehrheitsfl‘aklion im Parlament und

konnte die Schlüsselressorts in der neu?

gebildeten thüringischen Landesregi&

rung besetzen.
Auf der Grundlage ihres Wahlsieges

versuchte die SED, ihren politischen

Führungsanspl‘uch in Thüringen inr

mer stärker durchzusetzen. Zwar ber

ruühlen sich CDU und LDP, sich dem

Prozess der kommunistischen Marhter-

oberung zu widersetzen, doch der Ein-

fluss der in Opposition zur SET) stehen-

den „bürgerlichen“ Parteien wurde von

der SMATh systematisch zurückg&

drängt. Die Besatzungsmacht machte

selbsl vor Eingritfen in dic- höchsien

landespoliüschen Gremien von CDU

und LDP nicht Halt. Die täglichen „An.?

sprachen“ und Berichterstatlungc‘n von

leitenden Partcifunklionären in den Stä—

ben der SMATh, die vorherige Geneh—

migung aller Veranstaltungen, selbst

geschlossener Mitglieder oder Funk

tionär agungen, l)eeinträchligleu die

Arbeit dieser Parteien. Politische Ve!L

sammlungen waren häufig gezwungen,

Resolutionen anzunehmen, die die Prof

pagandaableilung der SMATh zuvor

ausgearbeitet hatte. An ernsthaflen Wi—

derstand gegen diese An der politischen

Manipulation war kaum zu denken,

denn bei Widerspruch drehten die im

Saal anwesenden sowjetischen Kon-
trolloffiziere mit der sofortigen Auflö-

sung der Versammlung und der Ver—

haftung ihrer Teilnehmer. Selbst bei der

Besetzung von Pflrteivorsländen übte

die SMATh mitunter Wenig Zurückhak

tung. Häufig vereithle sie unter Andrm

hung von Zwangsmaßnahmen die Wahl

 



ihr missliebiger Personen. Sie machte

übm'dies immer wieder von ihrem

Recht Gebrauch, Parteiflmktionäre nach

Belieben al)? und einzusetzen, und war

den von ihr protegierten Spil' ; politif

kcm beim Ausbau von Machtp® innen

behilflich.

Ein wichtiges Instrument für die Len—

kung der thüringischen Parle npolilik

schuf sich die SMATh bereits * 18, Au-

gust 1945 mit der „Einheitsfi der an-

lifaschistisclulcmnkratischen Parteien“,

dem so genannten Block. Dem Gre—

mium gehörten jeweils fünf führende

Verll'eler von KPD, SPD (spät r SED),

CDU und LDP an, die sich zu7 ZUSHIIP

menarheü verpflichten m’ Die

I’arleien wurden praktisch in diese

„Einheitsfl‘ont“ hineingegründel, denn

ohne ihre Bvrpitsvhafl zur Mitarbeit wä—

ren sie. von der Besatzungsmachl nicht

zugelassen worden. Da der „Block“

seine politischen Beschlüsse nur ein?

slimmig fassen durfle. war es unmög,L

lich, eine gegen die Interessen der

KPD/SEI) gerichtete „bürgerliche“ Koa-

lition zu Stande zu bringen. Die Kom-

munisten deren politische Zielvorslel-

lungen sich weitgehend mit denen der

sowjetischen Besatzungsmganen deck—

len, konnten dagegen mit ihrem Velo

 

  

   

“Ill.

und ohne direkte Lulerventinn dcr
SMATh politisch unerwünschte Initia—

tiven von CDU und LDP rechtzeiüg

stoppen.

lm Frühjahr 1948 betrieb die Sowje«

fische Militäradminisrration die Grün»

dung zweier pmkommunisrischcr Part
[(:‘if’fl. Mit der Demokratischen Bauern-

parlei Deutschlands (DED) und der Na-

lionaI-Denmkratischen Partei Deutsch-

lands (NDPD) wurden auch in Thürin—

gen die politischen Wirkungsmöghch»

keiten der „bürgerlichen“ Parteien im

„Block“ weiter beeinLrächligt. Aber auch

in jenen Kreis— und Knmmunalparla

mcnlcn, in denen die „Bürgerlichen“

noch Mohrheiten besaßen, [estigle sich

die Positionen der SED. Schnell zeigte

sich, welche Rolle DHL) und NDPD von

der Besatzungsmacht zugedacht VViil‘‚

Nach außen hin traten sie eigenständig

auf. Ihre eigentliche politische Linie

wurde freilich von der SNIATh und der

SE!) vorgegeben. Während dir- DBD vor
allem bäuerliche Wählerschichu-n un}

werben sollte, die die SED auf Grund

ihrer verfehlte!) ;\ grarpolilik nicht mehr

an sich binden konnte, hatte die NDPD

die Aufgabe, national gesinme Bevölke»

:‘Lu1gslueise anzusprechen‚ um sie dem

Einfluss von CDU und LDP zu entziehen.

 

Die SM4Th und das Verwaltungs—

und Begierungssystem in Thüringen
 

ic im Parteien» und Blocksys-

tem, so dominierte die KPD/

SED mit sowjetischer Hilfe

auch bald in allen staatlichen Inslitu-

tionen. Die ersten Vorausselzungen

hierfür wurden in Thüringen Mitte Juli

1945 von der SMATh geschaffen. Zwar

besläügh‘n die Sowjets Anfang Juli den

noch von Amerikanern eingesetzten

Regierungspräsidenten Hermann Brill



(SPD) als Leiler der Landesverwak

tung, entlmben ihn jedoch schon Mitte

Juli aller Ämter. Seine parteipolitischcn
Aktivitäten als Mitverfasser des so ge-

nannlen Buchenwaldol‘ Manifesls‚ seine

konkreten Pläne zur Zusammenarbeit

der beiden Arbeiterparteien beim Auf?

bau eines snzialislischeu Deutschlands

und die Vorstellungen, diese durch dio

Gründung eines „Bundes (lemokratt

scher Sozialisten" zu realisim‘vn, pass-

ten nicht in das politische Konzept

der sowjetischen Besatzungsmacht. Am

16. Juli 1945 setzte daher die SMATh

eine neue Landesverwaltung tu1Ler der

Führung des — zunächsl — pal‘teilosen

Rochtsemwalles und früheren Oberbür=

germeislers von Gera, Rudnlf Paul, ein
und sicherte gleichzeitig den Kommw

rüsten die politischen Schlüsseh‘cssm‘ts
für Inneres (Ems! Busse), Volksbildung

(Walter Wolf) sowin für Arbeit und So-

zialpolitik (Wal [vr Albrecht).

Die Besatzungsmacht legte von An—

fang an größlen Werl auf eine besom

ders enge Verflechuu1g zwischen den

Dienststellen der SMATh und den denk

schen Selbstverwaltungsorganen. Diese

mussten sich darüber hinaus sll‘cngs«

tens an die Befehle und Anweisungen

der Mililäradminislration halten, die für

sie Gesetzesgrundlagc warvn‚ Bei der

Durchführung eines Befehls verstau—

den die sovvjelisvhe-n OIfizie-re „keinen

Spaß“, Wie sich der im Oklober 1947 von

den Snwjels bestäügle [hiU‘ingische Mir

nisterpräsidenl Werner Eggerath erilr

nen: „Schon ein oder zwei Tage später

kam die Kontrolle. ‚Bine, wo ist die Plaf

nung der Durchf'ührung?‘‚ hieß es dann,
und sie ließen sich unter keinen Em»

Ständen mit allgemeinen Angaben und

Ausreden al)speisen. Dieser Plan mußte

beschlossen, mußtc vom Landrat unter-

zeichnet sein, mußte genau festlegen‚
wer für was verantwortlich war, bis

zu welchem Tag die Angabe gelöst,

zu welchem Zeilpm1kt die Kontrollen

(hu‘chget'ülu‘t werden. wann die Berich—

te ausgewertet sein mußten, kurzum,
der Plan der Durchführung spielt? bei

ihnen eine ganz große Rolle.“ Verstöße

gegen die Befehle der Besalzungs—

macht, 50 zum Brispinl auf wirtschafl-

Lichem Gebiet. kannten auf Grund des

SMAD-Bel'ehls Nr.160 vom & Dezember

1945 („Über die Verantwortung für Sir

bolage und Diversionsakte“) mit lang?

jähriger Freiheits„ in Extremfällen so?
gar mit der Todesstrafe geahndet wer

den.5

D(‘n Zugriff aufdie politische Entwick-

lung des thüringischen Verwaltuugsap-

parates sicherte sich die Mililärverwal—

lung durch regelmäßige Beratungen

zwischen den Fachverwaltungen der

SMATh und den entsprechenden denk

schen Dienststellen. Der Präsident dm‘

Landesverwaltung war außerdem auf
Grund des SMAI'LBefEhIS Nr. 108 vom

6. April 1946 dazu verpflichtet, monat-

lich der Militäradministrutinn schrill-

ljche Silualiumberichte vorzulegen.

Nach den Landtagswahlen im Okto—

ber 1946 weilele die SMATh ihre Km}

[m]].maßnahmen auch auf das neugev

bildete Landesparlamenl aus. Diesem

war es untersagt, ohne ausdrückliche

Zustimmung der SMATh eigenständig

Beschlüsse zu fassen. Gesetze und Ver—
ordnungen musste die Landesregierung

bereits im Entvwlrfssladium den zu—

ständigen Justiznffizicrt‘n (ler SMATh

zuleiten. Ilaushallsplanungtzn wurden

darüber hinaus ohne die förmliche Be—

Leiligung des Parlaments zwischen dem

Fixmnzmjujsterium und der thüringi—

schen Mi]jtärverwallung abgestimmt.



Nach abschließender Prüfung durch die

Finanzverwaltung der SMA!) in Berlin—

Karlshm‘st konnten die, Haushallsenl-

Würfe nur noch dem Landtag zur ge—

setzlichen Feststellung zugeleitet wer-
den.

Wie in allen anderen politischen Her

reichen. so bestand auch auf der Ebene

des Landesparlamcnts enge Kooperm

[ion zwischen Besatzungsmacht und

SED. Im Unterschied zur CDU und LDP

brauchten beispielsweise von der SED

eingebrachtv Parlamenlsvnrlagen nicht

dem zuständigen Verbindungsofi'lzier

(ler Sowjetischcn Militäradministran'on

vorgelegt zu werden. Die .‚bi'Lrgcrlivhen“

Parteien waren demgegenüber häufig

sogar gezwungen‚ selbst Texte für Klezl

n.e Parlamentsanjfagen, die nach dor

Geschäftsordmmg des Landtages kurz

vor dr‘r Sitzung nur dem Landtagsprä—

sidenLe-n überreicht werdvn mussten.

dem sowjetischen KonLrollotfizier zur

Prüfung vorzulegen. Die meisten Vor—

lagen der Bürgerlichen wurden abge—
lehul und demzufolge nicht als Lauch

tagsJ‚)l‘ucksaclle vmvieliältigl. In V1‘E‘r

len Fällen nahm die SE!) ‚ wenn auch

im veränderten Wortlaut ‚ Anträge der

„bürgcrlichen“ Parteien von sich aus

auf und leitete sie unmittelbar an den

Präsidenten weiter. Im Verlauf der Jah—

re 1948/49 reduzierte sich die Funktion

des Thüringischen Landtages immer

stärker auf die eines bloßen Abstim-

mungsorgans. So genannte Große Ani

fingen, die eine Stellungnahme der Re—

gierung mil navhfolgender Debatte
erforderlich gemacht hätten, wurden

von der SMATh oder ‚ falls diese sie

genehmigt halle — wm der SED unter

drückt. Kleine Anfragen wurden immer

inhaltslnser und durften nicht auf eine

Kritik dvr' Verwaltung hinauslaufen. An—

Fragen von der SED wurden lediglich

eingebracht, um die Arbeit der Verwal—
tung herauszustreichen nder um dm

Beweis nach außen zu liefern, Wie

volksfreundlich diese (eigentlich) han-
(16119.

Am 4. Juni 1947 gründete dir sowjeti-

sche Besatzungsmau‘ht mit dem Befehl

!\1‘. 158 die Deutschen Wirtschaflskonr

mission (DWK), zuständig für die Klum

dinierung zwischen den Länder- und

Zentralvenvaltuugen sowie für die Wirt-

schaflspliulung in der SBZ. Als die

SMAD ab Februar 1948 der DWK ge—

selzgeberische Vollmachlen zugestand,

wurde deutlich, dass sie durch eine

nunmehr zunehmende Überlragung

der Ländcrkompetenzcn auf die Zen—

trale eine Abkehr von den bis dahin in

der sowjetisehen Besatzungszone vor—

herrschenden füderalen Verwaltungs»

Strukturen eingeleitet hatte. Gleich-

zeitig schufen die Sowjets damil die

institutionellen Voraussetzungen zur

Vorbereitung eines (leuLschen ’I'cilstafl—

tes und einer oslzunalen Regierung auf

dem Territorium der SBZ.

Wenige Wochen nach Gründung der

DDR wurde auch die Sowjetische Milk

Iäradmj.nistmtion in Thüringen auf?

gelöst. Dies bedeutete keinesfalls das
Ende der sowjetischen Besatzungs—

politik in dieser Region. Goneralmajm‘

Kolcsnitschenko hatte zwar formal am

12. November 1949 in einem feierlichen

Akt in der Weimarer Mililärkomman-

dantur die Rechtc der SMATh an die

dort geladenen Vcril‘eler der Landes—

regierung und des Landtages ahgetrfl

ten. Nach der Errichtung einer So.

Wjetischen Kontrollkomrnission, die die

Kerm‘essorts der früheren SMATh ‚

freilich in stark reduzierter Form ‚ in

sich vereinigte, halten er und sein



Nachfolger Pa.njuschkin allerdings nach

wie vor ein gewichtiges Mitsprache-

recht in der politischen, gesellschan
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